
STANDPUNKT

Kümmert euch!
SYLVIA GRIFFIN über das Europa-Urteil

D ie Karlsruher Richter haben
die Bundestagsabgeordneten
entschlossen wachgerüttelt.

Sie haben die Einordnung Deutsch-
lands in eine internationale Frie-
densordnung und die europäische
Integration bejaht. Aber gleichzeitig
haben sie die Parlamentarier aufge-
fordert, nicht auf den Zuschauerrän-
gen zu sitzen, während sich die Europäische Union
entscheidend verändert.

Das Gericht ist dabei auf der Linie geblieben, die
es beim Urteil über den europäischen Haftbefehl
schon einmal skizziert hatte. Den hatte der Bundes-
tag zunächst einfach abgenickt mit dem Argument,
nach der Zustimmung der Bundesregierung in Brüs-
sel seien den Abgeordneten ohnehin die Hände ge-
bunden. Die Richter kippten damals das Gesetz.
Künftig dürften die Abgeordneten genauer darauf
achten, was die Regierungschefs aushandeln. Sie
müssen es, denn das Verfassungsgericht hat ihnen
den klaren Auftrag gegeben: Kümmert euch!

B undestag und Bundesrat müssen jedes Mal zu-
stimmen, wenn die EU Kompetenzen an sich
ziehen will, Abstimmungsmodalitäten verän-

dert oder die nationale Souveränität berührt. Die
schleichende Verlagerung von Zuständigkeiten, die
viele Abgeordneten mit einem Achselzucken hinnah-
men - und viele Bürger mit Argwohn betrachteten -
wird einem Demokratie-TÜV unterzogen.

Ein europäischer Bundesstaat kann so nicht ent-
stehen. Er soll es auch nicht, sagt Karlsruhe. Es sei
denn, eine Volksabstimmung löste das Grundgesetz
ab und setzte eine europäische Verfassung an dessen
Stelle. Das aber wird in der Gemeinschaft der 27 so
schnell nicht passieren, hat sie doch schon Schwie-
rigkeiten, den Lissabonner Vertrag unter Dach und
Fach zu bekommen. Das Urteil festigt die Rolle des
Nationalstaats - das bleibt auch in Irland, Polen und
Tschechien nicht unbemerkt. sgr@hna.de

Der Vertrag von Lissabon

Chronik
Etappen des Vertrags
Dezember 2001: Der EU-Gipfel
von Laeken ruft ein Konvent ins
Leben, der eine europäischeVer-
fassung erarbeiten soll.
13. Juni 2003: Der Konvent legt
einen Verfassungsentwurf vor.
18. Juni 2004:Nach erheblichen
Änderungen einigen sich die EU-
Staaten auf die erste europäi-
sche Verfassung.
29. Oktober: Unterzeichnung
des Vertragswerks in Rom.
29.Mai 2005:Die Franzosen ver-
weigern in einer Volksabstim-
mung ihre Zustimmung.
1. Juni: Auch die Niederländer
sagen Nein. Die Verfassung ist
gescheitert.
23. Juni 2007:Unter Vorsitz von
Angela Merkel als EU-Ratspräsi-
dentin wird beschlossen, den
gescheiterten Entwurf durch ei-
nen Reformvertrag zu ersetzen.
18. Oktober: Der Entwurf des
Reformvertrags wird von allen
Staaten angenommen.
13. Dezember:Der Vertragwird
in Lissabon unterzeichnet.
1. April 2008:Das polnische Par-
lament und das Oberhaus stim-
men für den Vertrag. Präsident
Lech Kaczynski will mit der Un-
terzeichnungwarten,bisdie Iren
2009 erneut abstimmen.
24. April:Der Bundestag nimmt
den Reformvertrag an.
13. Juni: Das Referendum in Ir-
land scheitert.
Oktober: In Deutschland durch-
laufen die drei Gesetze für den
Vertrag die letzten Hürden. Die
Ratifizierungsurkunde will Bun-
despräsident Horst Köhler aber
erst unterschreiben, wenn das
Bundesverfassungsgericht ent-
schieden hat.
11. Dezember: Irland erklärt
sich auf dem EU-Gipfel bereit,
das Referendum bis zumHerbst
2009 zu wiederholen
Februar 2009: Verhandlung vor
dem Bundesverfassungsgericht
in Karlsruhe. (ap)

„Ein guter Tag für denVertrag“
Bundes- und EU-Politiker begrüßen die Entscheidung aus Karlsruhe
„Ich bin zuversichtlich, dass
das Gericht mit diesem Urteil
den Weg für den raschen Ab-
schluss der deutschen Ratifi-
zierung des Vertrags von Lissa-
bon geebnet hat. (...)“

EU-Kommissionspräsident
José Manuel Barroso

„Der Vertrag hat eine weite-
re Hürde genommen.“ Insge-
samt habe er zur Kompetenz-
Neuordnung in der EU vor
dem Grundgesetz Bestand. „Es
ist ein guter Tag für den Lissa-
bonner Vertrag.“

Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU)

„Der Vertrag wird spätes-
tens Anfang 2010 in Kraft tre-
ten. Es liegt in unserer Hand.“
Das Begleitgesetz zur parla-
mentarischen Beteiligung
werde fristgerecht angepasst.

Außenminister und
SPD-Kanzlerkandidat

Frank-Walter Steinmeier

würde vom Verfassungsgericht
gezwungen, den EU-Vertrag
völlig neu zu verhandeln?

GAUWEILER: Ein neu ausge-
handelter Vertrag hätte genau
dieselben Klarstellungen ent-
halten müssen, die das Bun-
desverfassungsgericht jetzt
festgelegt hat. Ich bezweifle,
dass die politische Klasse ei-
nen neuen Vertrag besser hät-
te abfassen können als die
Karlsruher Richter ihr Urteil.

VON HOLG ER E I C H E L E

G estern hat der CSU-Poli-
tiker Peter Gauweiler
vor dem Bundesverfas-

sungsgericht einen Teilsieg er-
rungen. Im Interview fordert
er einen Kurswechsel der Re-
gierung in der Europapolitik.
Das Bundesverfassungsge-

richt hat Nachbesserungen für
den EU-Reformvertrag von Lis-
sabon gefordert. Sind Sie zu-
frieden?

PETER GAUWEILER: Dieses Ur-
teil ist eine Sternstunde für
die Demokratie in Deutsch-
land. Das Verfassungsgericht
hat das vom Parlament be-
schlossene Begleitgesetz „zur
Stärkung der Rechte des Bun-
destags“ für verfassungswid-
rig erklärt, weil es diese Über-
schrift nicht verdient. Das Ge-
setz muss nun völlig neu ge-
fasst werden. Auch bin ich
dankbar, dass mit dem Urteil
endlich eine alte Streitfrage
geklärt ist: Wenn sich die EU
zu einem Bundesstaat entwi-
ckeln würde, wäre in Deutsch-
land auf jeden Fall eine Volks-
abstimmung erforderlich.
Hatten Sie nicht die Hoff-

nung, die Bundesregierung

„Floskeln reichen nicht“
Gauweiler (CSU) nimmt Abgeordnete im Interview in die Pflicht

Karlsruhe fordert, dass die
Beteiligungsrechte von Bun-
destag und Bundesrat gestärkt
werdenmüssen.

GAUWEILER: Das ist ein klarer
Rechtsbefehl: Entscheidende
EU-Regelungen, die jeden Bür-
ger betreffen, müssen in
Deutschland in Form eines Ge-
setzes getroffen werden. Mit
ein paar Floskeln, die die Zu-
sammenarbeit zwischen Bun-
destag und Regierung regeln,
ist es da nicht getan.
Altbundespräsident Roman

Herzog bezweifelt, dass
Deutschland nach dem Lissa-
bon-Vertrag noch uneinge-
schränkt als parlamentarische
Demokratie bezeichnet wer-
den kann. Hat diese Aussage
auch nach demUrteil noch Gül-
tigkeit?

GAUWEILER: Das Urteil gibt
neue Hoffnung. Es war ja
schon bezeichnend, dass ein
früherer Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts und
ein früheres Staatsoberhaupt
eine solche Aussage trifft,
ohne dass es einen Aufschrei
in der Öffentlichkeit gibt. Ei-
gentlich hätten sich die Deut-
schen früher fragen müssen:
Was haben wir uns angetan?

Dieses Plakat hatten Vertrags-
gegner vor dem Karlsruher Ge-
richt aufgestellt. Foto: dpa

Q uerkopf ist für ihn
kein Schimpfwort.
Der CSU-Bundes-
tagsabgeordnete Pe-

ter Gauweiler bezeichnet
sich selbst so. Und dies ist
nur eine von vielen Um-
schreibungen für den Politi-
ker: CSU-Außenseiter, Ein-

zelkämpfer, Solist und
„schwarzer Peter“. Gestern
hat er vor dem Bundesver-
fassungsgericht einen Teil-
sieg errungen: Karlsruhe
entschied, dass Deutsch-
land den EU-Reformvertrag
vorerst nicht ratifizieren
darf. Es ist ein verspätetes
Geburtstagsgeschenk für
den aus München stam-
menden Anwalt, der am 22.
Juni 60 Jahre alt wurde.

Gauweiler hatte Karlsru-
he in den vergangenen Jah-
ren auch schon als Verlierer
verlassen. 2007 scheiterte
er bei dem Versuch, den
Einsatz deutscher Bundes-

wehr-Tornados in Afghanis-
tan vom Verfassungsgericht
stoppen zu lassen. Seinem
Bestreben, weiter für seine
Rechte und die des deut-
schen Parlaments zu kämp-
fen, tat dies aber keinen Ab-
bruch.

Gauweiler war ein Zieh-
kind des CSU-Übervaters
Franz Josef Strauß. Einst
Leiter des Münchner Kreis-
verwaltungsreferats und als
harter „Law-and-Order-
Mann“ berüchtigt, wurde
Gauweiler 1986 Staatssekre-
tär im bayerischen Innen-
ministerium. In dieser Zeit
kam er mit der markigen
Forderungen nach Aids-
Zwangstests für Homosexu-
elle bundesweit in die
Schlagzeilen.

1990, im Jahr seiner Hei-
rat mit der Krankengym-
nastin Eva Hinke, wurde
Gauweiler in den Landtag
gewählt und wurde Um-
weltminister. Doch schon
vier Jahre später musste er
nach der „Kanzlei-Affäre“
um die angebliche Verqui-
ckung privater und politi-
scher Interessen seinen Hut
nehmen - auch auf Druck
von Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber. Der Anwalts-
gerichtshof stellte später al-
lerdings nichts Unrechtmä-
ßiges fest.

Gauweiler, Vater von vier
Kindern, fristet seither ein
Außenseiter-Dasein in der
CSU sowie im Bundestag, in
den er 2002 gewählt wurde.
Dort isolierte er sich 2003
unter anderem mit seinem
strikten Nein zum Irak-
Krieg. (dpa/tat)

Streitbarer Politiker: Pe-
ter Gauweiler (60) klagte
schon mehrfach in Karls-
ruhe.
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Peter Gauweiler
PORTRÄT über den Kläger gegen den Vertrag

Karlsruhe für verfassungswid-
rig erklärte Begleitgesetz än-
dern und es während der Som-
merpause in zwei Sondersit-
zungen am 26. August und 8.
September durchs Parlament
peitschen. Der Bundesrat wird
dann am 18. September über
das Gesetz entscheiden. Dann
kann Bundespräsident Horst
Köhler seine Unterschrift un-
ter den Vertrag setzen.

Mehr zum Thema finden
Sie unter www.hna.de/politik

immer die demokratische
Selbstbestimmung gewahrt
bleiben.

Ob die 612 Abgeordneten
des Bundestages schon bei der
Umsetzung des Karlsruher
Richterspruchs von ihren Mit-
spracherechten Gebrauch ma-
chen können, ist fraglich. Die
Zeit drängt, der Reformver-
trag von Lissabon soll spätes-
tens Anfang 2010 in Kraft tre-
ten. Die Fraktionen im Bun-
destag wollen eiligst das von

leramt in Ketten: Wenn etwa
die EU in Brüssel eigene Straf-
gesetze erlassen wollte, kann
die Bundesregierung dies
nicht einfach abnicken – sie
muss für solche Fälle ein eige-
nes Gesetz entwerfen und es
von Bundestag und Bundesrat
absegnen lassen. Zwar erlaube
das deutsche Grundgesetz die
Verlagerung von politischer
Macht auf internationale Or-
ganisationen wie die EU, so
Voßkuhle. Dabei müsse aber
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BERLIN / KARLSRUHE. Bis auf
den Richter, der sich vor lau-
fenden Fernsehkameras durch
fast 200 Seiten Urteilsbegrün-
dung kämpfen muss, sieht
man nur strahlende Gesichter:
Die erfolgreichen Beschwerde-
führer Peter Gauweiler (CSU)
und Oskar Lafontaine (Linke)
freuen sich. Auch Außenmi-
nister Frank-Walter Steinmei-
er (SPD), Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU) und selbst
die Karlsruher Richter sind zu-
frieden: Immerhin haben sie
in eigener Sache klargestellt,
dass auch künftig an den na-
tionalen Verfassungsorganen
kein Weg vorbei führt.

„Das Grundgesetz sagt Ja zu
Lissabon, verlangt aber auf na-
tionaler Ebene eine Stärkung
der parlamentarischen Inte-
grationsverantwortung“, fass-
te der Vizepräsident des Ge-
richts, Andreas Voßkuhle, das
einstimmige Urteil zusam-
men. Im Klartext: Das deut-
sche Parlament und die Län-
der, also Bundestag und Bun-
desrat, müssen bei der weite-
ren Entwicklung Europas mit-
reden können.

Mit dem eigentlichen Ver-
tragswerk von Lissabon, das
die Rolle des EU-Parlaments
stärkt und die bisherigen Ve-
torechte der 27 Mitgliedstaa-
ten stark einschränkt, haben
die obersten Richter kein Pro-
blem. Was sie beanstanden ist,
dass sich vor allem der Bun-
destag seines Einflusses be-
raubt. Das Urteil legt das Kanz-

Grundgesetzsagt„Ja,aber“
Verfassungsgericht: Bundestag darf durch Lissabon-Vertrag nicht entmachtet werden

„Inhaltlich richtig, aber ...!“ Karikatur: Tomicek
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